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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 140. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 18. April 1956 


1. Abgeordneter 

Walter 


2. Abgeordneter 
Rehs 


3. Abgeordneter 

Dr. Hock 


4. Abgeordneter 

Paul 


5. Abgeordneter 

Pusch 


Ist die Bundesregierung bereit, zu prüfen, ob 
und wann mit der Abschaffung der Gesund- 
heitskarte für unsere Seeleute gerechnet 
werden kann? 

Beabsichtigt der Herr Bundesarbeitsminister, 
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, damit 
die durch Anwendung des Erlasses des Bun- 
desministers der Finanzen vom 21. November 
1953 (MinBlFin 1955 S. 789) über Wider- 
ruf von bisher bewilligten laufenden Unter- 
stützungen zahlreich auftretenden Harten ge- 
mildert werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Zahlung 
des Veteranen soldes für Frontkämpfer, die 
mit der Überrollung 1945 eingestellt wurde, 
wieder aufzunehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Auswärtige Amt dem im Suezkanal aus 
der Fremdenlegion entflohenen Otto Preisser 
aus Neuhausen, Kreis Eßlingen, für Beklei- 
dung, Verpflegung, Passage etc. einen Betrag 
von 447,11 DM abfordert, und billigt die 
Bundesregierung eine solche Maßnahme gegen- 
über einem jungen Deutschen, der sich unter 
Lebensgefahr von der Fremdenlegion befreit 
hat? 

Besteht das Auswärtige Amt darauf, daß der 
Spätheimkehrer Hans Pricha aus Musberg, 
Kreis Böblingen, 25 DM zurückzahlt, die ihm 
im Juni 1955 von der deutschen Gesandtschaft 
in Wien ausgehändigt wurden, weil er, völlig 
mittellos aus russischer Gefangenschaft kom- 
mend, keine Unterkunft und Verpflegung 
hatte? 
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6. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


7. Abgeordneter 

Wittrock 


8. Abgeordneter 

Wittrock 


9. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


10. Abgeordneter 

Kahn- 

Ackermann 


11. Abgeordneter 

Rehs 


Ist der Verbleib der früheren - an rechts- 
widrigen und unmenschlichen Todesurteilen 
des „Volksgerichtshofs” beteiligten - Richter 
Stier, Dr. Schleemann, Dr. Schulze^Weckert, 
Storbeck und Lämmle sowie der an solchen 
Todesurteilen beteiligten Ankläger Domann, 
Prietzschk, Dr. Schulze, Dölz und Bischof? 
bekannt ? 

Beziehen diese Personen vom Bund oder 
einem der Lander Ruhegehalt? 

Trifft es zu, daß die Strafregisterbehörden 
in den Landern den Personalstellen der alli- 
ierten Streitkräfte über Bestrafungen der dort 
beschäftigten deutschen Arbeitnehmer unbe- 
schränkt Auskunft erteilen? Woraus ergibt 
sich nach Aufhebung des AHK-Gesetzes 
Nr. 13 die Pflicht der Strafregisterbchörden, 
den Streitkräften der Stationicrungstruppen 
Auskunft zu erteilen ? 

Warum hält der Herr Bundesverteidigungs- 
ministcr es für richtig, die meist rechtsun- 
kundigen Bewerber für die Bundeswehr in 
den von ihnen auszufüllenden Fragebogen 
zwar darauf hinzuweisen, daß sie auch am- 
nestierte Strafen angeben müssen, ihnen aber 
keinen Hinweis auf § 4 Abs. 4 Straftilgungs- 
gesetz zu geben, der den Freiwilligen erlaubt, 
sich bei Straftilgung als unbestraft zu bezeich- 
nen? 

Wann kann der 82jährige Friedrich Beck in 
Neckarrems damit rechnen, daß seine 7000 
Dollar, die in den USA als Feindvermögen 
beschlagnahmt wurden, von unseren jetzigen 
Verbündeten freigegeben werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ostzo- 
naler 35mm-Rohfilm im Rahmen der gültigen 
Interzonenhandclsabkommen zu Dumping- 
preisen in die Bundesrepublik eingeführt wird 
und gegenwärtig ernsthaft die westdeutsche 
Rohfilmerzeugung gefährdet? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen 
zu ergreifen, um geordnete Wettbewerbsver- 
hältnisse auf dem westdeutschen Rohfilmmarkt 
wiederherzustellen ? 

Werden die Untersuchungsgefangenen, die sich 
auf Grund eines vom Bundesgerichtshof er- 
lassenen Haftbefehls in Untersuchungshaft 
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befinden, von dem Bezug bestimmter Zei- 
tungen oder Zeitschriften, die in der Bundes- 
republik Deutschland öffentlich erscheinen, 
ausgeschlossen? Wenn ja, aus welchem Grunde 
und auf Grund welchen Gesetzes? 

Ist eine derartige Zensur damit vereinbar, 
daß nach Art. 5 GG jedermann das Recht 
hat, sich aus allgemein zugänglichen Quellen 
ungehindert zu unterrichten und das nach 
§ 1 1 6 Abs. 2 StPO einem Untersuchungsge- 
fangenen nur solche Beschränkungen auferlegt 
werden dürfen, die zur Sicherung des Haft- 
zwecks oder zur Aufrechterhaltung der Ord- 
nung im Gefängnis notwendig sind? 


12. Abgeordneter Stimmt die Pressemitteilung vom 28. Februar 
Leukcrt 1956, wonach das Kabinett das Siedlungs- 

prograrrm für die ländliche Siedlung für 1956 
mir 18527 Stellen gebilligt und gleichzeitig 
die Erstellung eines langfristigen Siedlungsplanes 
zur Eingliederung der vertriebenen Bauern 
beschlossen hat? 

Isr die Bundesregierung bereit, die Siedlungs- 
pläne der Länder tiir 1956 bekanntzugeben? 

Welche Abweichungen ergeben sich 1956 in 
der Planung der einzelnen Länder gegenüber 
dem Vorjahr, und welches sind die Begrün- 
dungen hierfür? 

In welchem Zeitraum beabsichtigt die Bundes- 
regierung, den angekündigten langfristigen Plan 
zur Eingliederung der vertriebenen Bauern 
zu erstellen? 


13. Abgeordneter Welche Beträge waren im Bundeshaushalt 

Dr. Miessner 1955 56 zur Durchführung des G 131 ver- 

anschlagt, und wie hoch waren in diesem Haus- 
haltsjahr die tatsächlichen Zahlungen ([staus- 
gaben), unterteilt nach: 

a) Beamten, Angestellten und Arbeitern, 

b) Berufssoldaten und berufsmäßigen An- 
gehörigen des Reichsarbeitsdienstes? 


14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Lotze das Gesetz über die innerdeutsche Rechts- 

und Amtshilfe in Strafsachen, insbesondere in 
seinen §§ 2, 3, 4, 7 und 8, mit dem Gesetz 
über die Konvention zum Schutze der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten vom 7. August 
1952, insbesondere mit Art. 5 und Art. 6 
dieses Gesetzes, vereinbar ist? 
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15. Abgeordneter 
Lotze 


16. Abgeordneter 
Dr. von Buchka 


17. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


18. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Gellersen) 

19. Abgeordnete 
Frau Keilhack 


Ist der Herr Bundesfinanzminister der Auf- 
fassung. daß der § 467 Abs. 2 der Reichsab- 
gabenordnung mit dem Grundgesetz, insbe- 
sondere mit dern Gleichheitsprinzip, vereinbar 
ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 
5. April 1956 bei Zielabwürfen der US-Luff- 
waffe, die dem Großen Knechtsande galten, 
eine Übungsbombe zwischen den Nordsee- 
bädern Duhnen und Sahlenburg in der Nahe 
eines Seehospitals, also weit vom Ziele ab und 
durchaus in bewohnter Gegend, niedergegangen 
und explodiert ist? 

Was hat die Bundesregierung daraufhin ver- 
anlaßt und was gedenkt sie weiterhin in die 
Wege zu leiten, um künftighin Leben und 
Eigentum der Menschen zwischen der Eib- 
und Wesermündung vor derartigen bedauer- 
lichen Vorkommnissen zu bewahren? Läßt sich 
durch eine erneute Vertragsrevision das Gebiet 
des Großen Knechtsandes als Zielfläche gänzlich 
ausschalten? 

Ist der Waffenbesitz als solcher nach deutschem 
Recht strafbar? Oder ist eine gesetzliche Neu- 
regelung der Befugnis zum Waffenbesitz 
geboten ? 

Ist der Herr Bundesernährungsminister bereit, 
eine Normung der Milchkannen anzuregen 
und sich energisch dafür einzusetzen? 

Weiß der Herr Bundesinnenminister, daß Sal- 
monella-Bakterien (Typhus-Erreger) nach 
Darlegungen der hierfür zuständigen Wissen- 
schaffier, Dr. Bischoff vom Veterinärwesen und 
Prof. Winkle vom Hygienischen Überwachungs- 
institut Hamburg, durch tierische Futtermittel 
über tierische Ernährungsprodukte auf den 
Menschen übertragen werden und schon eine 
erschreckende Zahl nachzuweisender und noch 
zu befürchtender Infektionen mit starken 
gesundheitlichen Schäden zur Folge hatten? 

Hat der Herr Bundesinnenminister die Absicht, 
aus diesem Grunde ein Gesetz vorzulegen 
bzw. eine Verordnung zu erlassen, die die 
bakteriologische Untersuchung von eingeführ- 
ten tierischen Futtermitteln und pulverisierten 
oder eingefrorenen Eiprodukten erzwingen, 
bevor diese in das Bundesgebiet über die 
deutschen Häfen oder über sonstige Trans- 
porte gelangen? 
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Was hat der Herr Bundesinnenminister bereits 
auf entsprechende Vorstellungen des Landes 
Hamburg veranlaßt, und wann werden Gesetz 
bzw. Verordnung vorgelegt werden? 

20. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 

Ritzel daß trotz der Zugehörigkeit der Bergstraße 

zum rhein-mainischen Wirtschaftsgebiet mit dem 
Zentrum Frankfurt (Main) anläßlich der Ncu- 
abgrer.zung des Geltungsbereichs der amtlichen 
Fernsprechbücher geplant ist, die Fernsprech- 
teilnehmer der Verteilerämter Heppeoheim, 
Gadernheim, Lindenfcls, Reichelsheim, Fürth 
und Hüttenfeld nicht mehr im Frankfurter, 
sondern im Mannheimer Fernsprech buch auf- 
zuführen? 

Welche Gründe sind iiir die den wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten in keiner Weise Rechnung 
tragenden Absichten maßgebend? 

21. Abgeordneter Kann der Herr Bundes verkehrsminister Aus- 

Ritzel kunft darüber geben, wie weit die Planung 

zur Errichtung einer neuen Eisenbahnlinie 
von Kailbach im Odenwald nach Amorbach 
in Unteriranken gediehen ist? 

22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Vor- 

Kramel stand der Deutschen Bundesbahn erst mit 

Verfügung vom 5. April 1956 die Zahlung 
der Übergangsbezüge für die Beamten der Deut- 
schen Bundesbahn angeordnet und außerdem 
noch als Zahlungstermin den 28. April 1956 
bestimmt hat, obwohl der Herr Bundesfinanz- 
minister mit Erlaß vom 25. Februar 1956 
Übergangszahlungen ab 1. Januar 1956 ange- 
ordnet hat? 

Billigt die Bundesregierung die Verzögerung 
der Ausgleichszahlungen an die Beamten der 
Deutschen Bundesbahn durch den Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn? 

23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt geworden, daß 

Berlin am Gründonnerstag (27. März 1956) 14 

britische Panzer der 60-Tonnen- Klasse eine 
für schwerere Lastkraftwagen und Personen- 
omnibusse wegen Frostschäden gesperrte 
Straße vom Luftkurort Hiddesen in Lippe 
nach Detmold befahren haben, wodurch nach 
den Angaben des Bauamtes der Stadt Det- 
mold uiid des Landesstraßenbauamtes in 
Detmold ein Schaden in Höhe von 70 000 DM 
entstanden war und eine starke Empörung 


5 



24. Abgeordneter 
Dr. Bleiß 


25r Abgeordneter 
Dr. Bleiß 


in der Bevölkerung hervorgerufen worden ist, 
nachdem ein Teil des befahrenen Straßen- 
zuges erst im Herbst 1955 mit einem 
Kostenaufwand von 80 000 DM erneuert 
worden war und jetzt [feine Oberfläche in 
den Spurbreiten durch die Panzer ketten 
zentimetertief aufgerissen wurde, obwohl den 
englischen Dienststellen bekannt war, daß 
diese Straße nicht befahren werden durfte, 
und eine andere Strecke für die Fahrt der 
Panzer in das Ubungsgelände der Senne 
freigegeben war? 

Wie vereinbart sich die durch den Befehl 
eines Truppenkommandanten ausgelöste 
unverantwortliche Rücksichtslosigkeit der 
Engländer gegenüber der deutschen Bevöl- 
kerung und ihren Organen mit der vollen 
Souveränität der Bundesrepublik, daß elf 
Jahre nach dem Kriege deutsches Recht 
trotz der getroffenen Vereinbarungen über 
die Fahrtroute der Panzer wie in einem 
Kolonial gebiet mißachtet werden kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich über die 
eigenmächtige Handlungsweise der britischen 
Truppen zu informieren und von den Be- 
troffenen unterrichten zu lassen, und welche 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um solche Vorkommnisse in Zu- 
kunft unmöglich zu machen und dafür zu 
sorgen, daß der Stadt Detmold, dem Kreis 
Detmold und dem Landschaftsverband 
Münster als den vom Schaden Betroffenen 
beschleunigt die Schadensbeträge vom Amt 
für Verteidigung slasten ausgezahlt werden, 
weil solch ein Verfahren nach den praktischen 
Erfahrungen rund drei Jahre dauert? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, auf 
Grund der Verordnung zur Änderung 
der Straßenverkehrs- Zulassungs-Ordnung und 
der Straßenverkehrsordnung vom 22. März 
1956, wonach mit Wirkung ab 1. Mai 1957 
das Gesamtgewicht des Lkw- Anhängers teil- 
weise erheblich besch rankt worden ist, vom 
gleichen Zeitpunkt ab die Kfz-Steuer im 
Verhältnis des geminderten Gesamtgewichtes 
zu ermäßigen? 

Ist der Herr Bundes verkehrsminister bereit, 
auf Grund der Verordnung zur Änderung 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung und 
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26. Abgeordnete 
Frau Renger 


27. Abgeordnete 
Frau Dr. Ilk 


Bonn, den 13. April 


der Straßenverkehrsordnung vom 22. März 
1956, wonach mit Wirkung ab 1. Mai 1957 
die Wirtschaftlichkeit einer Vielzahl von Lkw- 
Anhängern erheblich beschränkt ist, eine Ent- 
schädigung für die durch die Verkürzung 
der Auslaufsfrist entstehenden Schäden zu 
befürworten ? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung über 
den Botschafter in Paris bei dem Organisations- 
komitee der Canner Filmfestspiele wegen der 
Absetzung des französischen Dokumentarfilms 
„Nacht und Nebel”, der die nationalsozia- 
listischen Verbrechen in den Konzentrations- 
lagern anklagt, Schritte unternommen hat? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung 
zu dieser Intervention bewogen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Schutzimpfungen gegen die Kinderlähmung noch 
vor Eintritt der wärmeren Jahreszeit zumin- 
dest bei denjenigen Kindern zu ermöglichen, 
die bereits im vergangenen Jahr die ersten 
beiden Polioimpfungen erhalten haben, die 
wirkungslos wären, wenn die dritte Impfung 
nicht bis etwa Juni dieses Jahres vorgenommen 
wird? 


1956 
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